
Verfahrensvermerke

Aufgrund § 2 Abs. 1 Satz 1, § 9 und § 10 des Baugesetzbuches - BauGB - in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141, berichtigt 1998, S. 137) in der derzeit geltenden
Fassung, Art. 91 Abs. 3 der Bayerische Bauordnung – BayBO – in der Fassung der Bekanntmachung
vom 04.08.1997 (GVBl. S. 433, BayRS 2132-1-I) in der derzeit geltenden Fassung und Art. 23 der
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern - GO - in der Fassung der Bekanntmachung vom
22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I) in der derzeit geltenden Fassung hat der Stadtrat der
Stadt Aschaffenburg diesen Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den
nebenstehenden textlichen Festsetzungen als Satzung beschlossen.

Aschaffenburg, 21.10.2003
STADT A SCHAFFENBURG

...............................................
Klaus Herzog
Oberbürgermeister

Der Stadtrat hat in der Sitzung am 15.12.1997 die Aufstellung des Bebauungsplanes beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss wurde am 23.01.1998 ortsüblich bekannt gemacht.

Die Unterrichtung der Bürger und Erörterung (frühzeitige Bürgerbeteiligung) gem. §3 Abs. 1 BauGB
hat durch Aushang des Bebauungsplan-Vorentwurfes vom 04.09.1998 in der Zeit vom 12.10.1998
bis 02.11.1998 stattgefunden.

Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 09.10.1998
auf Grundlage des Bebauungsplan-Vorentwurfes vom 04.09.1998 gem. § 4 Abs. 1 BauGB am
Verfahren beteiligt. Sie erhielten Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb eines Monats, d. h. bis
zum 20.11.1998.

Der Bebauungsplanentwurf vom 22.08.2001 wurde mit Begründungsentwurf vom 22.08.2001 in der
Zeit vom 17.12.2001 bis einschließlich 25.01.2002 gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegt.

Nach der öffentlichen Auslegung wurde der Bebauungsplanentwurf geändert und ergänzt.

Der geänderte Bebauungsplanentwurf i. d. F. vom 10.04.2003 wurde mit Begründungsentwurf
i. d. F. vom 10.04.2003 in der Zeit vom 21.07.2003 bis 04.08.2003 mit dem Hinweis, dass
Anregungen nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen vorgebracht werden können, erneut
öffentlich ausgelegt.

Der Stadtrat der Stadt Aschaffenburg hat in der Sitzung am 20.10.2003 den Bebauungsplan
i. d. F. vom 10.04.2003 gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen und die Begründung
hierzu vom 10.04.2003 gebilligt.

Aschaffenburg, 21.10.2003
STADT A SCHAFFENBURG

...............................................
Klaus Herzog
Oberbürgermeister

Der Beschluss des Bebauungsplanes wurde am 24.10.2003 gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich
bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden im Rat-
haus der Stadt Aschaffenburg, Dalbergstr. 15, Stadtplanungsamt, zu jedermanns Einsicht bereit
gehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in
Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2, Abs. 4 BauGB sowie auf § 215
Abs. 1 BauGB ist hingewiesen worden.

Aschaffenburg, 27.10.2003
STADT A SCHAFFENBURG

...............................................
Klaus Herzog
Oberbürgermeister

Festsetzungen durch Planzeichen

Art der baulichen Nutzung

Gewerbegebiet

Industriegebiet
- keine Gebäude gem. Art.2 Abs.2 BayBO
- Nutzung nur als Lagerplatz zulässig

Industriegebiet

Maß der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl

Geschoßflächenzahl

maximale Firsthöhe über Hinterkante Gehsteig, gemessen in der
Mitte der Grundstücksgrenze an der Erschließungsstraße

Bauweise, Baugrenzen

Baugrenze

Flächen für Sport- und Spielanlagen

Flächen für Sport- und Spielanlagen

Flächen für den überörtlichen Verkehr und für die örtlichen
Hauptverkehrszüge

Sonstige überörtliche und örtliche Hauptverkehrsstraßen

Verkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Straßenverkehrsflächen (Aufteilung unverbindlich)

Fuß- und Radweg

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Hauptversorgungsleitungen

Geplante, unterirdische Hauptwasserleitung

Geplante, unterirdische Hauptabwasserleitung

Grünflächen

Private Grünfläche

Öffentliche Grünfläche (alle anderen Grünflächen außerhalb der
Baugrenzen und Straßenbegrenzungslinien)

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

Versickerungsfläche für Oberflächenwasser

Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen oder für die
Gewinnung von Bodenschätzen

Umgrenzung von Flächen für Aufschüttungen

Planungen, Nutzungsreglungen, Maßnahmen und Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft

Umgenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

Anpflanzen von Bäumen

Erhalten von Bäumen

Anpflanzen von Hecken

Natürliche Sukzession von Hecken

Erhaltung von Wald, Baumgruppen und Hecken

Entwicklung von Sandmagerrasen

Entwicklung von Wildkrautsäumen und Ruderalfluren

Steilböschung (Nist- und Brutplatz Uferschwalben)

Dachbegrünung für Gebäude mit Grundfläche größer 200 m², extensive
Gras-Krautmischung mit mindestens 15 cm Gesamtaufbauhöhe und
mindestens 10 Arten

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Sichtflächen an Straßeneinmündungen (Sichtdreieck)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Hinweise

bestehende Grundstücksgrenze

Flurstücksnummer

Wohngebäude

sonstige Gebäude

vorhandene Böschungen

Sportanlage

Zur Sicherung und Durchsetzung der festgesetzten Begrünungsmaßnahmen kann die
Baugenehmigungsbehörde eine Kaution verlangen

Nachrichtliche Übernahmen

Verluste von Flächen (Sandmagerrasen) nach § 13 d BayNatSchG

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des rechtsverbindlichen
Bebauungsplanes „Bollenäcker“

Grenze der Bauverbotszone (20m) entlang der Staatsstraße 2309

Grenze des Landschaftsschutzgebietes "Naturpark Spessart"

Geltungsbereich der Verordnung über den geschützten Landschafts-
bestandteil „Biotopkomplex zwischen Obernauer Wald und 
Bollenwaldstraße vom 11.07.2000“

Bodenfunde
Für alle Erdarbeiten ist ein Antrag auf Erlaubnis nach Art. 7 Abs. 7 BauGB erforderlich.
Näheres unter Punkt 11 der Begründung zu diesem Bebauungsplan.

8.08 Pflanzabstände
Die Pflanzabstände in den als anzupflanzen festgesetzten Hecken betragen 1,0 bis 1,5m.
Neue Baumstandorte müssen mindestens 9m² unversiegelte Baumscheibenfläche
aufweisen.

8.09 Entwicklung von Sandmagerrasen
Auf den für die Entwicklung von Sandmagerrasen festgesetzten Flächen sind durch
Abtrag des Oberbodens bzw. Auffüllen von geeignetem kiesig-sandigem Boden mit
mindestens 50 cm Schichtdicke Sandmagerrasen zu entwickeln 4 und zu erhalten.

8.10 Entwicklung von Wildkrautsäumen und Ruderalfluren
Auf den für die Entwicklung von Wildkrautsäumen und Ruderalfluren festgesetzten
Flächen sind durch extensive Pflege Wildkrautsäume und Ruderalfluren zu entwickeln
und zu erhalten.

8.11 Strukturanreicherungsmaßnahmen
Die Qualität von Sandmagerrasen, Wildkrautsäumen und Ruderalfluren ist durch
strukturanreichernde Maßnahmen, z.B. das Herstellen einzelner Todholz- und
Lesesteinhaufen zu steigern.

8.12 Abschirmung der Sandmagerrasen durch Bodenmodellierung
Die Sandmagerrasenflächen sind durch eine bis zu 3m hohe Bodenmodellierung mit
unterschiedlichen Böschungsneigungen und Bewuchs aus Wildkrautsäumen und
Ruderalfluren gegen die Staatsstraße abzuschirmen. Bei der Höhenfestlegung dieser
Bodenmodellierungen sind die freizuhaltenden Sichtflächen an Straßeneinmündungen zu
berücksichtigen.

8.13 Herstellen einer Steilböschung
Angrenzend an die benachbarte Kiesgrube ist eine Steilböschung aus bindigem, für die
Herstellung von Niströhren für die Uferschwalben geeignetem Material in einer
Böschungsneigung von ca. 1:0,5 und einer Höhe von ca. 5m herzustellen. Oberhalb und
unterhalb der Steilböschung sind mindestens 5m breite, mit Wildkrautsäumen und
Ruderalfluren bewachsene Streifen zum dauerhaften Unterhalt der Steilböschung
herzustellen.

8.14 Dachbegrünung
Gebäude mit einer Grundfläche von größer als 200m² sind miteiner Dachbegrünung aus
einer extensiven Gras-Kraut-Mischung mindestens 15 cm Gesamtaufbauhöhe u. mind. 10
unterschiedlichen Pflanzenarten herzustellen.

9. Erhaltungsgebot
Sämtl. Pflanzungen sind vom Grundeigentümer ordnungsgem. im Wuchs zu fördern, zu
pflegen u. vor Zerstörung zu schützen. Bei Ausfällen sind diese durch entsprechende
Nachpflanzungen innerhalb eines Jahres zu ersetzen.

10. Vollzugsfrist
Die festgesetzten Anpflanzungen sind innerhalb eines Jahres nach Gebrauchsabnahme
der Gebäude und Nutzflächen zu vollziehen und nachzuweisen.

11. Bodenversiegelung
Die Bodenversiegelung durch undurchlässige Deckschichten (Bitumen, Pflaster und
Plattenbelag mit geringem Fugenanteil) ist möglichst zu vermeiden. Gering beanspruchte
Flächen (Stellplätze, Feuerwehrzufahrten und für die Lagerung von
grundwasserunschädlichen Stoffen geeignete Flächen) sind mit versickerungsfähigen
Belägen zu erstellen (Pflaster mit Splittfugen oder Rasenfugen, Rasengittersteine,
Schotter, Schotterrasen u. Ä.).

12. Zuordnung des Baugebietes zu Ausgleichsmaßnahmen gem. Art. 6a Ba yNatSchG
Die öffentlichen Grünflächen und die dort festgesetzten Maßnahmen dienen dem
Ausgleich für zu erwartende Eingriffe in Natur und Landschaft und werden den
Baugrundstücken zugeordnet.
Den Baugrundstücken wird außerdem gemäß § 9 Abs. 1a BauGB die im Stadtgebiet
liegende Ausgleichsmaßnahme „Ökokontofläche Neurod“ zugeordnet. Die
Ausgleichsmaßnahme „Ökokontofläche Neurod“ umfasst insgesamt 3.459.229 Punkte.
Hiervon wird diesem Bebauungsplan ein Anteil von 464.707 Punkten zugeordnet.

Empfehlungen

1. Die Begrünung von Gebäudefassaden mit Rank- und Kletterpflanzen wird empfohlen.
Dies gilt insbesondere für ungegliederte Fassadenflächen.

2. Die Rückhaltung von Oberflächenwasser in Zisternen für Gartenbewässerung,
Toilettenspülung und andere geeignete Verwendungszwecke wird empfohlen.

  STADT ASCHAFFENBURG

Bebauungsplan „Röderäcker“ für das Gebiet
zwischen Mühlweg, Kiesgrube, Staatsstraße 2309,
Grundstück Fl.Nr. 8026 (einschließlich),
Bollenwaldstraße und Vereinsheim des Tennisclubs Obernau
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Festsetzungen durch Text

1. Einzelhandel
    Die Errichtung von Einzelhandelsbetrieben (Verkauf an Endverbraucher) ist nicht
    zulässig.

2. Altlasten
    Auf Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind,
    sind Oberflächenaufschlüsse nicht zulässig.

3. Mindestgröße der Baugrundstücke
    Die Baugrundstücke müssen mindestens 2000 m² groß sein.

4. Betriebsleiterwohnungen
    Pro Betriebsgrundstück sind höchstens 2 Betriebsleiterwohnungen zulässig.

5. Sichtflächen
    In Sichtflächen dürfen  an Straßeneinmündungen (Sichtdreieck) Pflanzungen, Zäune
    oder andere Sichthindernisse die Höhe von 80 cm bezogen auf die Fahrbahnober-
    kante nicht überschreiten.

6. Oberflächenwasser
Das nicht behandlungsbedürftige, auf Privatgrund anfallende Oberflächenwasser, das
nicht durch die Dachbegrünung zurückgehalten oder in Zisternen gespeichert und
verbraucht wird, ist unter der Erde in den Bereich der Sandmagerrasenflächen zu leiten
und dort auf den dafür besonders festgesetzten Flächen versickern zu lassen ohne dass
die Sandmagerrasenfläche als oberste Schicht durchsickert wird.

7. Grünflächen

7.01 Private Grünstreifen entlang von Straßen und Wegen
Entlang der Erschließungsstraßen sind gärtnerisch gestaltete Grünstreifen mit einer
Breite von mindestens 5 m herzustellen. Entlang des Fuß- und Radweges sind
gärtnerisch gestaltete Grünstreifen von mindestens 3m Breite herzustellen. Diese
Grünstreifen sind zu bepflanzen oder einzusäen.
Die in den Pflanzgeboten festgesetzte Anpflanzung von Bäumen ( Spitzahorn, Acer
platanoides „Emerald Queen“) sind in die Grünstreifen zu integrieren (siehe textliche
Festsetzung Nr. 8.1).
In den Grünstreifen sind Zu- und Ausfahrten von und zu den Erschließungsstraßen bis
maximal 10m Breite pro Grundstück zulässig .

7.02 Private Grünstreifen entlang von Baugrenzen
Auf den Baugrundstücken sind außerhalb der Baugrenzen gärtnerisch gestaltete
Grünstreifen herzustellen. Diese Grünstreifen sind zu bepflanzen oder einzusäen.

8. Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
    Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

8.01 Anpflanzen von Bäumen in den Grünstreifen entlang der Straßen
Für die Anpflanzung der entlang der Straßen festgesetzten Bäume ist als Pflanzmaterial
der Spitzahorn (Acer platanoides) der Sorte Emerald Queen und der Qualität H 3xv 18-20
vorzusehen (siehe auch 7.1).

8.02 Anpflanzen von Bäumen auf Baugrundstücken
Pro 500m² Grundstücksfläche ist mindestens ein hochstämmiger Laubbaum der unter 8.3
aufgelisteten Art und Qualität zu pflanzen. Die Zahl der nach 8.1 zu pflanzenden Bäume
wird dabei angerechnet. Die Wahl des Standortes dieser Laubbäume ist frei. Auf die
Bestimmungen des bayerischen Nachbarrechtes wird hingewiesen.

8.03 Anpflanzen von Bäumen in Hecken
Baumpflanzungen in Hecken sind in folgenden Arten und Qualitäten herzustellen:

Feldahorn (Acer campestre) Hei 2xv 150-200
Spitzahorn (Acer platanoides) H 3xv 16-18
Hainbuche (Carpinus betulus) Hei 2xv 150-200
Holzapfel (Malus silvestris) Hei 2xv 150-200
Vogelkirsche (Prunus avium) H 3xv 16-18
Traubeneiche (Quercus petraea) H 3xv 16-18
Stieleiche (Quercus robur) H 3xv 16-18
Winterlinde (Tilia cordata) H 3xv 16-18
Sommerlinde (Tilia platyphyllos) H 3xv 16-18

8.04 Anpflanzen von Hecken
Heckenpflanzungen sind mit folgenden Arten und Qualitäten herzuste llen:
Eingriffeliger Weißdorn (Crataegus monogyna) VSTR 3Tr 60-100
Zweigriffeliger Weißdorn (Crataegus oxyacantha) VSTR 3Tr 60-100
Roter Hartriegel (Cornus sanguinea) VSTR 4Tr 60-100
Hasel (Corylus avellana) VSTR 4Tr 100-125
Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus) VSTR 3Tr 60-100
Liguster (Ligustrum vulgare) LHEI 3Tr 50-80
Heckenkirsche (Lonicera xylosteum) VSTR 3Tr 60-100
Schlehe (Prunus spinosa) VSTR 3Tr 60-100
Hundsrose (Rosa canina) VSTR 3Tr 60-100
Holunder (Sambucus nigra) VSTR 3Tr 60-100
Wolliger Schneeball (Viburnum lantana) VSTR 4Tr 60-100

8.05 Natürliche Sukzession von Hecken
Auf den mit dem Planzeichen „Natürliche Sukzession von Hecken“ gekennzeichneten
Flächen sind Hecken aus standortgerechten heimischen Gehölzen in natürlicher
Sukzession zu entwickeln. Sich eventuell einstellende fremde Gehölze wie z. B. Robinie
oder Späte Traubenkirsche sind durch Pflegemaßna hmen zu entfernen.

8.06 Erhalten von Bäumen, Baumgruppen und Hecken
Die als zu erhalten festgesetzten Bäume, Baumgruppen und Hecken sind zu sichern und
zu pflegen. Vorhandene Gebüsche und Hecken sind in festgesetzte Heckenpflanzungen
zu integrieren.

8.07 Artenauswahl
Die festgesetzten Pflanzenarten beziehen sich auf die Artenzusammensetzung der
potentiellen natürlichen Vegetation und „alteingebürgerter“ Kulturarten. Fremde
Nadelgehölze, wie z. B. Thuja und Scheinzypressen sollen in den festgesetzten Hecken,
in den Grünstreifen entlang von Straßen und Wegen sowie entlang von Baugrenzen nicht
verwendet werden.

gezeichnet Klaus Herzog
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